
9 Stunden arbeiten – nur 7 Stunden bezahlt? 
Längere, unbezahlte Wartezeiten von Buschauffeuren führen im Landtag einmal mehr zu Kritik. Liemobil und Bus Ostschweiz entgegnen. 

Desirée Vogt 
 
Bereits 2019 wurden die 
 Arbeitsbedingungen der Bus-
chauffeure in einer Kleinen 
 Anfrage kritisiert. Der Grund: 
Längere Wartezeiten der Bus-
chauffeure zwischen einzelnen 
Fahrten werden nicht als 
 Arbeitszeit abgerechnet. Das  
kann dazu führen, dass z. B. ein 
Dienst zwar 8 Stunden und 52 
Minuten dauert, am Ende aber 
nur 6 Stunden und 45 Minuten 
bezahlt werden. Zumindest 
führte der DpL-Abgeordnete 
Thomas Rehak dieses Beispiel 
am Donnerstag im Rahmen 
 einer Debatte zur Verbesserung 
des Busangebots an und kün-
digte gar einen politischen Vor-
stoss an, um diesen Umstand zu 
ändern. Die Liemobil sowie die 
BOS PS Anstalt, bei der die 
Chauffeure angestellt sind, re-
lativieren das Problem jedoch. 
Und begründen auch, warum. 

Löhne: «Deutlich höher 
als in der Schweiz» 
Vor allem in der Kritik steht der 
Standort «Guferwald» in 
 Triesenberg, wo die Chauffeure 
rund 50 Minuten «ausharren» 
müssen, bis sie ihre nächste 
Fahrt antreten können. Unbe-
zahlt. «So geht es nicht, liebe 
Liemobil», ärgerte sich 
Thomas Rehak und verwies da-
rauf, dass diesbezüglich endlich 
etwas getan werden müsse, 
nachdem schon in der Vergan-
genheit auf die Problematik 
aufmerksam gemacht worden 
sei. «Die Chauffeure sind an-
ständig zu bezahlen. Und Pau-
senzeiten, die über 12 Prozent 
ihrer Dienstzeit ausmachen, 
sind nicht zu akzeptieren», so 

Rehak und kündigte einen Vor-
stoss an, sollte in dieser Sache 
nichts getan werden. Regie-
rungsrätin Graziella Marok-
Wachter entgegnete darauf, 
dass eine bessere Regelung für 
die Pausenzeiten in der Aus-
schreibung bereits ausgearbei-
tet worden seien. «Erst kürzlich 
wurde noch einmal nachgebes-
sert. Und die Beteiligten waren 
so weit zufrieden mit dieser Lö-
sung.» Zudem müsse berück-
sichtigt werden, dass die Löhne 
der Fahrer gleichzeitig erhöht 
wurden. «Die Grundlöhne sind 
substanziell höher als jene in 
der Schweiz.» Und tatsächlich: 
Der Einstiegslohn der Chauf-
feure in Liechtenstein beträgt 

rund 76 000 Franken jährlich 
und steigt mit zunehmendem 
Dienstalter auf bis zu 87 000 
Franken, wie aus Kreisen ehe-
maliger Buschauffeure zu ver-
nehmen ist. Dies will die Lie-
mobil auf Anfrage zwar nicht 
kommentieren, bestätigt aber, 
dass die Löhne der BOS PS, wo 
die Fahrer angestellt sind, 
 deutlich höher als in der 
Schweiz  liegen. Gesamtschwei-
zerisch gesehen beträgt der 
jährliche Bruttolohn übrigens 
66 343 Franken (Quelle: 
Jobs.ch). Nicht nur weit darüber 
würden die Löhne in Liechten-
stein liegen, sondern auch hö-
her als bei den Verkehrsbetrie-
ben Zürich (VBZ), sagt Sigvard 

Wohlwend, Leiter Marketing 
und Kommunikation bei der 
Liemobil. Die Zahlen sind der 
Webseite des Betriebs zu ent-
nehmen und zeigen: Der Lohn 
liegt bei einer 100-Prozent-An-
stellung zwischen 72 000 und 
80 000 Franken pro Jahr. Dazu 
kommen – wie in Liechtenstein 
auch – Nacht- und Wochenend-
zulagen. «In Liechtenstein wur-
de zudem vor einigen Monaten 
eine so genannte Inkonve-
nienz-Zulage geschaffen. Dies 
alles und mehr hat die Arbeit-
nehmervertretung der BOS PS 
gemeinsam mit dem Arbeit-
nehmerverband ausgearbeitet. 
Klagen haben wir seither keine 
vernommen», so Wohlwend. 

Diese Zufriedenheit spiegelt 
sich seines Erachtens auch 
 darin, dass die BOS PS seit län-
gerer Zeit auch keinen Fach-
kräftemangel mehr zu bemän-
geln habe. 

Wartezeiten bis 
29 Minuten sind bezahlt 
Dass der Reallohn für die Bus-
chauffeure in Liechtenstein re-
gional am höchsten ist, bestätigt 
auch Hans Koller, Mitglied der 
Geschäftsleitung der Bus Ost-
schweiz AG, die gemeinsam mit 
der Philipp Schädler Anstalt die 
BOS PS Anstalt gegründet hat 
und den Linienverkehr im Auf-
trag von Liemobil betreibt. Die 
genannte Pausenregelung sei 

übrigens im Arbeitszeitgesetz 
geregelt, informiert er. Wolle 
der Landtag eine Änderung 
 gemäss Vorschlag von Rehak 
forcieren, müsste also das Ge-
setz angepasst werden – bei der 
Liemobil wäre das Anliegen 
demnach falsch platziert.  

Die Pausenregelung für die 
Buschauffeure sieht gemäss 
Koller konkret vor, dass Warte-
zeiten bis zur Minute 29 bezahlt 
sind – alles, was darüber liegt, 
gilt als Pause. Das bedeutet: 
Dauert eine Pause länger als  
29 Minuten, gilt die komplette 
Pause als unbezahlt. Wenn nun 
darüber diskutiert werde, könne 
neben dem Blick auf das Gesetz 
sicher auch die Frage nach ei-
nem «schönen Dienst» gestellt 
werden. «Ja, es nicht schön, 
wenn der Chauffeur im Gufer-
wald oder in Schellenberg fast 
eine Stunde warten muss. Das 
versuchen wir via Dienstpla-
nung zu verhindern», sagt er. 
Das gehe nicht immer, weshalb 
darauf geachtet werde, dass die 
Dienste abgewechselt werden. 
So auch bei der Linie 21 mit der 
Station «Guferwald», wo es für 
die Chauffeure in der Tat zu 
 unbezahlten Pausen von bis zu 
50 Minuten kommt. Diese Stre-
cke wird gemäss Koller täglich 
von vier verschiedenen Diens-
ten abgedeckt.  

Neu haben die Bus-
chauffeure gemäss Hans Koller 
die Möglichkeit, ihre bevorzug-
ten Schichten bzw. ihre Präfe-
renzen im System einzutragen. 
«Auch das wird natürlich best-
möglich versucht, zu berück-
sichtigen. Das ist zwar nie zu 
100 Prozent möglich, funktio-
niert im Grossen und Ganzen 
aber doch gut.»

Attraktives Modell für die Zukunft oder eher eine Schnapsidee? 
Freie Schulwahl: Die Liberalisierung des Bildungssystems wäre für Liechtenstein ein Novum. Bei der Umsetzung lauern aber einige Stolpersteine. 

In Liechtenstein ist es so sicher 
wie das Amen in der Kirche: 
Kinder und Jugendliche gehen 
dort zur Schule, wo sie wohnen. 
Auf der weiterführenden Stufe 
besuchen sie diejenige Schule, 
die ihrem Wohnort am nächs-
ten liegt. Kurz gesagt: Eine freie 
Schulwahl existiert nicht. Die 
zu besuchende Bildungsinstitu-
tion ist vorgeschrieben. So steht 
es im Gesetz. 

Diese bisher in Stein gemeis-
selte Vorschrift sollte gebrochen 
werden, findet der Think Tank 
Zukunft.li. In einer neuen Studie 
plädiert er für Reformen des 
liechtensteinischen Bildungs-
systems – und in diesem Zuge 
auch für eine freie Schulwahl. 
Während diese in anderen Län-
dern schon existiert, wäre eine 
solche Liberalisierung fürs Land 
ein absolutes Novum.  

Eltern und Schüler könnten 
«bestes Angebot» wählen 
Die in der Studie beschriebene 
Empfehlung wäre der zweite 
Schritt einer umfassenden Re-
form des Liechtensteiner Schul-
systems. Vorgängig sollte laut 
Zukunft.li die Schulautonomie 
gestärkt werden – sprich, der 

Staat solle den einzelnen Institu-
tionen punkto Finanzen, Perso-
nalrekrutierung, Profilbildung 
oder pädagogischem Konzept 
mehr Freiheit lassen. Erst nach-
dem eine «grössere Schulviel-
falt» entstanden sei, solle die 

freie Schulwahl eingeführt wer-
den. «Mehr Wettbewerb erhöht 
den Anreiz für Schulen, das An-
gebot stetig zu verbessern», 
heisst es in der Studie. Ausser-
dem könnten Eltern bzw. Kinder 
und Jugendliche das Angebot 

wählen, das am besten zu ihren 
Bedürfnissen und Fähigkeiten 
passe. Das klingt erst einmal po-
sitiv – doch eine freie Schulwahl 
muss in der Praxis gut durch-
dacht werden, gibt Zukunft.li zu 
bedenken. So spiele die Ausge-

staltung der Rahmenbedingun-
gen eine entscheidende Rolle – 
ausserdem müssten im Vorfeld 
der Einführung viele Fragen 
 geklärt werden: Soll die freie 
Schulwahl nur für staatliche 
Schulen gelten? Wer übernimmt 
die Kosten? Wie werden die 
Schulen beaufsichtigt? Und 
nicht zuletzt: Wer organisiert 
und bezahlt den Schülertrans-
port? 

Der Schulweg ist oft ein 
entscheidendes Kriterium 
Gerade die letzte Frage dürfte 
in Liechtenstein ins Gewicht 
fallen. Sowohl die Schülerinnen 
und Schüler als auch ihre Eltern 
sind sich an kurze Schulwege 
gewohnt – längere Fahrten 
dürften für viele gegen eine 
Schule ausserhalb des gewohn-
ten Bezirks sprechen.  

Das gilt vor allem für die 
Primarschule: Auf dieser Stufe 
wären auch bei freier Schul -
wahl wenige Wechsel zu erwar-
ten, heisst es in der Studie. An-
ders auf Sekundarstufe I: Dort 
könne durchaus «ein gewisser 
Wettbewerb zwischen den 
Schulstandorten entstehen» 
und sich so die «Qualität des 

Gesamtsystems» anheben. 
Trotzdem stellt sich die Frage: 
Bringt eine freie Schulwahl  
mehr Bildungsqualität und 
Chancengerechtigkeit? Obwohl 
das Modell in zahlreichen Län-
dern schon gelebt wird – etwa in 
Dänemark, Schweden oder 
England –, ist eine Beantwor-
tung dieser Frage komplex. Ne-
ben mehr Wettbewerb und Frei-
heit nennt die Studie auch das 
Gerechtigkeitsargument: Es be-
sagt, dass bei freier Schulwahl 
alle Kinder die gleichen Bil-
dungschancen haben – und Kin-
der aus benachteiligten Umfel-
dern hätten die Möglichkeit, 
«ihrem Milieu zu entfliehen».  

Auf der anderen Seite könn-
ten Fehlanreize entstehen, wie 
etwa das Beispiel Schweden 
zeigt. Die OECD kritisiert, dass  
dort die freie Schulwahl die Se-
gregation fördere. In segregier-
ten Schulen ist der Anteil von 
Schülern und Schülerinnen mit 
Migrationshintergrund oder so-
zialer Benachteiligung beson-
ders hoch. Das Ziel von mehr 
Chancengerechtigkeit würde 
somit verfehlt.  

 
Valeska Blank

Eine freie Schulwahl klingt auf den ersten Blick gut, kann aber auch Nachteile mit sich bringen.  Bild: Keystone

Bei der Station «Guferwald» in 

Triesenberg kommt es für die 

Chauffeure zu «Zwangspausen» 

von bis zu 50 Minuten.    

Bild: Daniel Schwendener (14.01.2021)
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